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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Standortübungsplatz mit Standortschießanlage und Mu- 
nitionsdepot in den Gemeinden Eching und Garching 
(Landkreis Freising und München) 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Marx (München), 
Dr. Müller (München), Schmidt (Kempten), Dr. Probst, 
Dr. Riedl (München), Geisenhofer und Genossen 
— Drucksache VI/870 — 


Die Fragen Nr. 1 und 2 beantworte ich wie folgt: 


1. Hat die Bundesregierung alle Möglichkeiten einer Errichtung 
der Anlagen an einem anderen Standort eingehend geprüft, 
wenn ja, welche Gründe waren für die Auswahl der genannten 
Gemeinden entscheidend? 


Die Bundeswehr besitzt im Norden der Landeshauptstadt Mün- 
chen einen ca. 1000 ha großen Standortübungsplatz. Seine Lage 
in den Gemarkungen Freimann und Feldmoching ist für die 
Bundeswehr äußerst günstig, weil er von den Truppenunter- 
künften, die überwiegend im nördlichen Stadtgebiet liegen, 
ohne Zeitverlust und ohne Behinderung des zivilen Verkehrs 
zu erreichen ist; er entspricht insofern den Ausbildungserfor- 
dernissen der Truppe in nahezu idealer Weise. 

Dieser Platz soll im Interesse der städtebaulichen Entwicklung 
der Landeshauptstadt München und des Baues wichtiger Ver- 
kehrseinrichtungen von teilweise überörtlicher Bedeutung ver- 
legt werden. Die Initiative zur Auflassung des derzeitigen 
Ubungsgeländes geht ausschließlich von den Planungsbehörden 
des Freistaates Bayern, der Regierung von Oberbayern und der 
Landeshauptstadt aus, nicht von der Bundeswehr, 
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Die Bundeswehr hat sich den Argumenten der Großraumpla- 
nung nicht verschlossen und unter Zurückstellung eigener Inter- 
essen der Auflassung unter der Voraussetzung zugestimmt, daß 
in zumutbarer Entfernung Ersatzgelände in ausreichendem Um- 
fang zur Verfügung gestellt wird. 

Daraufhin wurde durch die Planungsbehörde der Regierung von 
Oberbayern das im Entwurf zum Raumordnungsplan München- 
Nord als Vorbehaltsfläche B bezeichnete Gelände zwischen 
Garching und Eching für die Bundeswehr ausgewiesen. 

Die Frage nach der Standortauswahl mit den dafür maßgeben- 
den Gründen kann somit nicht von der Bundesregierung, son- 
dern nur von den Planungsbehörden des Freistaates Bayern 
beantwortet werden. 

Der Bundeswehr ist es trotz intensiver Bemühungen seit 1957 
nicht gelungen, in tragbarer Entfernung vom Standort München 
geeignetes Gelände für die Errichtung einer Schießanlage und 
einer Standortmunitionsniederlage zu finden. Alle im Benehmen 
mit den Landesplanungsbehörden untersuchten Geländevor- 
schläge entsprachen aus geologischen, größenmäßigen wie aus 
volkswirtschaftlichen Gesichtspunkten (wertvolle Böden, Land- 
schaftsschutz) weder den militärischen Erfordernissen noch den 
Überlegungen der Regionalplanung. 

Schießanlage und Standortmunitionsniederlage sollen nunmehr 
— - unter Inkaufnahme von Beeinträchtigungen des Übungsbe- 
triebs — auf dem künftigen Übungsplatz in der Garchinger 
Heide untergebracht werden. Für diese Einrichtungen wurde bei 
der Bayerischen Staatskanzlei das Raumordnungsverfahren 
beantragt. In dem Verfahren, das noch nicht abgeschlossen ist, 
werden alle gegen das Vorhaben erhobenen Einwendungen der 
Gemeinden Eching und Garching sorgfältig geprüft. 

Ich bin mir durchaus bewußt, daß die Neuanlage eines Stand- 
ortübungsplatzes im Großraum München mit Schwierigkeiten 
für alle Beteiligten verbunden ist. Auch die Bundeswehr nimmt 
durch die viel längeren Anmarschwege von den Kasernen und 
durch Unterbringung von Schießanlage und Munitionsnieder- 
lage innerhalb des Übungsplatzes bewußt erhebliche Beein- 
trächtigungen für ihren übungsbetrieb in Kauf. Die derzeitigen 
Planungen beruhen aber auf dem Ergebnis langjähriger Unter- 
suchungen der für die Landesplanung verantwortlichen Behör- 
den des Freistaates Bayern; Alternativen hierzu sind bei den 
gegebenen örtlichen Verhältnissen nicht zu erkennen. 


2. Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundesregierung zu er- 
greifen, um eine Beeinträchtigung der Lebensfähigkeit dieser 
Gemeinden zu vermeiden? 


2 


Die Bundeswehr hat bereits verschiedene Maßnahmen ergriffen, 
um eine Beeinträchtigung der Lebensfähigkeit der Gemeinden 
zu vermeiden. 
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Die Bundeswehr hat auf Grund von Einwendungen der Ge- 
meinde Garching eine Verlegung der geplanten Schießanlage so 
weit in den westlichen Teil des Übungsplatzes vorgesehen, daß 
die Entfernung zum geplanten Erholungszentrum der Gemeinde 
Garching ca. 1,5 km, zur Ortsmitte ca. 3,5 km beträgt. Da die 
Bundeswehr auf dem Standortübungsplatz lediglich infante- 
ristische Ausbildung betreibt, dürfte eine Lärmbelästigung für 
das Erholungszentrum, die Gemeinde selbst und das noch weiter 
ostwärts befindliche wissenschaftliche Forschungszentrum nicht 
zu befürchten sein. Zumindest dürfte die Störung nicht größer 
sein, als der von der Autobahn ausgehende Lärm. Seitens der 
Bundeswehr wurde außerdem auf ein am Südrand der Vorbe- 
haltsfläche B gelegenes Areal von 70 ha und ein am Südost- 
rand der Vorbehaltsfläche B gelegenes Areal von ca. 80 ha 
verzichtet, um die gewerbliche und industrielle Weiterent- 
wicklung der Gemeinde Garching nicht zu beeinträchtigen. 

Die Bundeswehr hat ferner auf die Inanspruchnahme der Teile 
der Vorbehaltsfläche B verzichtet, die ostwärts der Autobahn 
Berlin — München liegen und ursprünglich in die Vorbehalts- 
fläche B einbezogen waren (ca. 200 ha). Ob weitere Maßnahmen 
ergriffen werden, hängt vom Ausgang des Raumordnungsver- 
fahrens ab. 


In Vertretung 

Berkhan 



